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Leitsätze

1. Das private Interesse eines Einzelnen an einem funktionsfähigen und zuverläs-
sigen Bahnbetrieb ist kein in der planerischen Abwägung nach �18 Abs. 1 Satz
2 AEG zu berücksichtigender privater Belang. Dasselbe gilt für das Interesse
eines Bahnnutzers, am Zielort nicht durch den Umbau von Bahnbetriebsanla-
gen beeinträchtigt zu werden.

2. Allein der Umstand, dass ein Einzelner als regelmäÿiger Bahnnutzer gele-
gentlich auch privat wie berufsbedingt den Stuttgarter Hauptbahnhof nutzt,
berechtigt ihn noch nicht, unter Berufung auf eine nicht durchgeführte, möglicher-
weise jedoch erforderliche Umweltverträglichkeitsprüfung oder eine möglicher-
weise nicht ordnungsgemäÿ durchgeführte Vorprüfung des Einzelfalls Klage gegen
eine den Umbau des Bahnknotens Stuttgart (�Projekt S 21�) betre�ende Pla-
nungsentscheidung zu erheben. Aus �4 Abs. 3 i.V.m. Abs. 1 UmwRG folgt nichts
anderes, da diese Regelung nur die Sachprüfung im Rahmen eines zulässigen
Rechtsbehelfsverfahrens betri�t (wie BVerwG, Urt. v. 20.12.2011 - 9 A 30.10. -,
Buchholz 310 �42 Abs. 2 VwGO Nr. 33).

3. Art. 11 UVP-RL gebietet in einem solchen Fall nichts anderes, weil der Zu-
gang zu einem Überprüfungsverfahren nach Absatz 1 Buchstabe b dieser Bestim-
mung nur Mitgliedern der betro�enen Ö�entlichkeit gewährt zu werden braucht,
die eine Rechtsverletzung geltend machen, sofern das Verwaltungsprozessrecht
eines Mitgliedstaats dies - wie �42 Abs. 2 VwGO - als Voraussetzung erfordert.

4. Zur Begri�sbestimmung der �betro�enen Ö�entlichkeit� in Art. 1 Abs. 2
e UVP-RL.

∗http://openjur.de/u/689981.html (= openJur 2014, 10673)
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Tenor

Die Klage wird abgewiesen.1

Der Kläger trägt die Kosten des Verfahrens einschlieÿlich der auÿergerichtlichen2
Kosten der Beigeladenen.

Die Revision wird nicht zugelassen.3

Tatbestand

Der Kläger wendet sich gegen die 5., 9., 10. und 11. Planänderung für den4
Umbau des Bahnknotens Stuttgart �Projekt Stuttgart 21� Planfeststellungsab-
schnitt 1.1 (Talquerung mit neuem Hauptbahnhof).

Der Kläger, der in Esslingen wohnt und dort eine Rechtsanwaltskanzlei betreibt,5
nutzt als regelmäÿiger Bahnfahrer - sowohl privat als auch beru�ich - auch ein-
bis zweimal wöchentlich den ca. 10 km entfernten Stuttgarter Hauptbahnhof.

Das Projekt �Stuttgart 21� steht im Zusammenhang mit dem Aus- und Neubau6
der Verbindung Stuttgart - Ulm - Augsburg für den Hochgeschwindigkeitsbe-
trieb im Netz europäischer Magistralen. Es ist in sieben Planfeststellungsab-
schnitte aufgeteilt. Zentrales Element der Neugestaltung des Stuttgarter Bahn-
knotens sind die Umgestaltung des bestehenden Kopfbahnhofs in einen Durch-
gangsbahnhof und die neu gestalteten unterirdischen Zulaufstrecken aus allen
Richtungen. Der Planabschnitt beginnt und endet jeweils an der Übergangsstelle
von der o�enen zur bergmännischen Tunnelbauweise. Er führt im Nordwesten
vom Fuÿe des Kriegsbergs quer zur Tallängsrichtung bis zur südöstlichen Be-
bauung der Willy-Brandt-Straÿe/Sängerstraÿe und endet im Südosten etwa auf
Höhe der Urbanstraÿe.

Mit bestandskräftig gewordenem Planfeststellungsbeschluss vom 28.01.2005 stellte7
das Eisenbahn-Bundesamt den Plan der Beigeladenen für den Umbau des Bahn-
knotens Stuttgart �Projekt Stuttgart 21�, Planfeststellungsabschnitt 1.1 (Tal-
querung mit neuem Hauptbahnhof) in Stuttgart mit den in den Planunterla-
gen eingetragenen Änderungen nach Maÿgabe der im Beschluss angeführten
Zusagen, Erlaubnisse und Nebenbestimmungen fest. Nach der Nebenbestim-
mung VIII.7.1.4 ist ein �ächenhafter Eingri� in die Grundgipsschichten (km1GG)
unzulässig; ausgenommen sind lediglich das Nesenbachober-haupt, der bergmän-
nisch aufzufahrende Nesenbachdüker im Bereich der Hochscholle sowie Notfall-
maÿnahmen. Zur Vermeidung von Beeinträchtigungen der Dichtfunktion der
Grundgipsschichten (km1GG) sind danach punktuelle Aufschlüsse (Verbauträger,
vertiefte Einzelfundamente, Bohr- und Rammpfähle, Anker, Spieÿe etc.) maxi-
mal auf die Ober�äche der Grundgipsschichten (km1GG) zu begrenzen. Im Be-
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gründungsteil wird im Hinblick auf die baubedingten Erschütterungen darauf
hingewiesen, dass sich wegen der Belange des Mineral- und Grundwasserschutzes
ein genereller Verzicht auf Rammpfähle und der Einsatz von (regelmäÿig erschüt-
terungsärmeren) Bohrpfählen nicht habe festschreiben lassen. Denn Bohrungen
könnten im Planbereich unter Umständen zu irreversiblen Beeinträchtigungen
des Mineralwasservorkommens führen (a.a.O., S. 305, 310).

Mit dem Planvorhaben wurde bereits begonnen.8

Am 10.05.2012 erlieÿ das Eisenbahn-Bundesamt - gestützt auf �76 Abs. 2 VwVfG9
- einen Bescheid zur 9. Änderung des feststellten Plans. Mit dieser sollte im
Wesentlichen das Baukonzept der Teilbaugrube 4 für die Stadtbahn-Folgemaÿnahme
Heilbronner Straÿe geändert werden. Anstelle des für die Herstellung einer
Bohrpfahlwand zur Baugrubensicherung zunächst vorgesehenen Teilabbruchs
des bestehenden Kreuzungsblocks der Fuÿgängerunterführung im Bereich Heil-
bronner Straÿe/Friedrichstraÿe/Kriegsbergstraÿe/Ar-nulf-Klett-Platz soll dieser
nun als Gesamtbauwerk erhalten bleiben.

Aufgrund der aus den Bohrungen des 5. Erkundungsprogramms sowie dem10
Brunnenbohrprogramm gewonnenen Erkenntnisse über die Höhenlage der Grundgipss-
chichten hatte sich insofern eine neue Sachlage ergeben, als deren Oberkante im
Bereich der südlichen Baugrubenhälfte entgegen bisheriger Annahmen mehrere
Meter höher liegt. Damit reichen die Bohrpfähle, deren Sohltiefen keine nen-
nenswerten Veränderungen aufweisen, anders als vorgesehen auf der östlichen
und westlichen Baugrubenseite auf einer Länge von jeweils ca. 40 m durchschnit-
tlich 2 - 3 m (lokal bis zu 5 m) in die Grundgipsschichten hinein.

Gleichzeitig erlieÿ das Eisenbahn-Bundesamt - ebenfalls gestützt auf �76 Abs.11
2 VwVfG - einen Bescheid zur 10. Änderung des feststellten Plans. Dieser hat-
te eine Gradientenänderung und eine Bautaktoptimierung für die Stadtbahn-
Folgemaÿnahme Heilbronner Straÿe zum Gegenstand. Durch die veränderte
Höhenlage sollen die Tunnelsohlen der Stadtbahn bereichsweise um bis zu 0,70
m tiefer gelegt werden, um den Fernbahntunnel baulich von den Stadtbahntun-
neln zu trennen. Aufgrund der Tieferlegung der Tunnelsohlen wird der Grund-
wasserandrang zunehmen, was eine Grundwassermehrentnahme von unter 1 l/s
in der Summe bedingt.

Unter B.2.3 der Bescheide stellte das Eisenbahn-Bundesamt jeweils fest, dass12
�entsprechend der Einzelfallprüfung nach �3c UVPG keine Verp�ichtung zur
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung� bestehe.

Im Zuge der Erstellung der Ausführungsunterlagen hatte die Beigeladene ihre13
Planungen für die übergeordneten Baustelleneinrichtungs�ächen insofern opti-
miert, als die bisherigen, vier dezentralen Wasseraufbereitungsanlagen an einem
zentralen Standort im Bereich des früheren zentralen Omnibusbahnhofes (ZOB)
östlich des Hauptbahnhofs gebündelt werden sollten.
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Mit Bescheid vom 23.10.2012 stellte das Eisenbahn-Bundesamt im Wege des14
ergänzenden Verfahrens - gestützt auf �76 Abs. 3 VwVfG - erneut die die Zentral-
isierung der Abwasserreinigungsanlagen betre�ende 5. Änderung des Plans fest,
nachdem der erkennende Senat mit Urteil vom 15.12.2011 - 5 S 2100/11 - einen
entsprechenden Bescheid vom 30.04.2010 für rechtswidrig und nicht vollziehbar
erklärt hatte. Die Planänderung umfasst die Errichtung einer zentralen Anlage
zum Grundwassermanagement, die Verlegung von Überschusswasserleitungen
sowie die Änderung der Standorte von In�ltrationsbrunnen sowie Mess- und
Steuerpegeln. Ein erheblicher Teil der Anlagen war inzwischen errichtet wor-
den. Noch nicht verwirklicht waren im Wesentlichen nur die Verlegung der Über-
schusswasserleitungen durch den alten Rosensteintunnel und - neckarseitig - vom
Tunnelmund bis zur Neckarbrücke. Eine Änderung der wasserwirtschaftlichen
Tatbestände sollte der noch nicht festgestellten 7. Planänderung vorbehalten
bleiben.

Mit einer an die Beigeladene gerichteten �verfahrensleitenden Verfügung� vom15
26.06.2002 hatte das Eisenbahn-Bundesamt zuvor festgestellt, dass �keine Verp�ich-
tung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung bestehe, da sich aus
den vorgelegten Unterlagen nach überschlägiger Prüfung ergebe, dass von dem
Vorhaben keine entscheidungserheblichen, nachteiligen Umweltauswirkungen zu
erwarten� seien.

Mit weiterem Bescheid vom 07.02.2013 stellte das Eisenbahn-Bundesamt - wiederum16
gestützt auf �76 Abs. 3 VwVfG - die 11. Änderung des Plans hinsichtlich der
Gründungen von Ingenieurbauwerken fest, nachdem im Zuge der weiteren En-
twurfsbearbeitung und zugehörigen Berechnungen in Verbindung mit einer ver-
tiefenden Bodenerkundung zahlreiche Ingenieurbauwerke hinsichtlich ihrer Grün-
dung und Ausführung geändert werden sollten. So sollen die Anordnung der
Gründungspfähle geändert und ca. 460 zusätzliche Pfähle angeordnet werden.
Nach der Nebenbestimmung A.3.1 ist die Einbindelänge der in den Bauwerksplä-
nen dargestellten Gründungspfähle bis maximal zur Oberkante der Grundgipss-
chicht zu begrenzen. Damit soll sichergestellt werden, dass der ursprüngliche
Plan einschlieÿlich seiner Nebenbestimmungen bezüglich der Eingri�stiefe un-
berührt bleibt.

Mit einer an die Beigeladene gerichteten �verfahrensleitenden Verfügung� vom17
08.01.2013 hatte das Eisenbahn-Bundesamt wiederum festgestellt, dass �keine
Verp�ichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung bestehe,
da sich aus den vorgelegten Unterlagen nach überschlägiger Prüfung ergebe, dass
von dem Vorhaben keine entscheidungserheblichen, nachteiligen Umweltauswirkun-
gen zu erwarten� seien.

Der Kläger hat am 09.03.2013 sowohl gegen den letzteren - ihm am 18.02.201318
zugestellten - Bescheid als auch gegen die drei anderen Bescheide, die ihm nicht
zugestellt worden waren, Klage zum erkennenden Gerichtshof erhoben. Dies
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begründet er damit, dass alle Bescheide ohne Ö�entlichkeitsbeteiligung ergan-
gen seien. Insofern sei er in seinen Beteiligungs- und Anhörungsrechten aus �9
UVPG und ��76 Abs. 1, 73 Abs. 4 VwVfG verletzt. Denn die 5, 9., 10. und 11.
Planänderung stünden i.S. des �3b Abs. 2 UVPG in einem engen Zusammen-
hang mit dem bereits am 13.05.2011 beantragten 7. Planänderungsverfahren,
in dem eine Ö�entlichkeitsbeteiligung stattgefunden habe, in deren Rahmen
auch er im Oktober 2012 Einwendungen erhoben habe. Insofern wäre die Öf-
fentlichkeit auch in den vier anderen Änderungsverfahren zu beteiligen gewe-
sen. Alle fünf Planänderungsverfahren beträfen Eingri�e in das Grundwass-
er in der näheren Umgebung des Stuttgarter Hauptbahnhofs. Diese könnten
aber ebenso wie die damit verbundenen Risiken (u.a. von Hangrutschungen)
aufgrund ihres natürlichen Zusammenhangs und ihrer Wechselwirkungen nicht
unabhängig voneinander bewertet und beurteilt werden. Alle Planänderungen
berührten auch seine Belange nach �2 Abs. 6 UVPG und �73 Abs. 4 VwVfG,
da sie ihn sowohl in seiner Berufsausübung als Rechtsanwalt als auch in sein-
er privaten Lebensführung beeinträchtigten. Als regelmäÿiger Bahnfahrer sei er
auf einen funktionsfähigen und zuverlässigen Bahnverkehr angewiesen. Mit den
geplanten Eingri�en in das Grundwasser bestehe das Risiko von Hangrutschun-
gen und Erdbeben, was nicht nur den Bahnverkehr rund um den Stuttgarter
Hauptbahnhof zum Erliegen bringen, sondern auch sein Leib und Leben als
Bahnfahrer gefährden könne. Aufgrund der Verletzung seiner Beteiligungs- und
Anhörungsrechte sei er als Teil der betro�enen Ö�entlichkeit i. S. des �2 Abs. 6
UVPG auch gemäÿ �4 Abs. 3 UmwRG klagebefugt; diese Vorschrift begründe
ein subjektives Recht des Einzelnen auf eine UVP- bzw. UVP-Vorprüfung i.S.
eines absoluten Verfahrensrechts; dies folge letztlich aus Art. 19 Abs. 4 GG.
Anderenfalls könne er - mangels eines materiellen Klagerechts - seine davon
unabhängigen subjektiv-ö�entlichen Rechte nicht durchsetzen. Art. 10a (Art.
11 n.F.) der UVP-Richtlinie lege es nahe, dass Verfahrensfehler in weiterem
Umfang beachtlich sein müssten, als dies bisher vom Bundesverwaltungsgericht
unter dem einschränkenden Gesichtspunkt der Kausalität angenommen worden
sei. Vorliegend bestünde freilich auch die konkrete Möglichkeit, dass ohne die
Verfahrensfehler zumindest nicht in der bisherigen Form entschieden worden
wäre.

Die Verp�ichtung zu einer Umweltverträglichkeitsprüfung bestünde nach �3e19
Abs. 1 Nr. 2 UVPG auch dann, wenn ein bereits UVP-p�ichtiges Vorhaben
geändert werde und eine Vorprüfung ergebe, dass die Änderung nachteilige
Umweltauswirkungen haben könne. Falle die Verwirklichung eines Änderungsvorhabens
zeitlich, räumlich und funktional mit einem anderen Änderungsvorhaben zusam-
men, gelte zudem �3b Abs. 2 UVPG entsprechend, wonach die jeweiligen Gröÿen-
werte der kumulierenden Änderungsvorhaben gegenseitig anzurechnen seien.
Änderungsvorhaben dürften nicht aufgesplittet werden. Da hier eine Kumu-
lationsprüfung - insbesondere mit der 7. Planänderung - unterblieben sei, seien
die jeweiligen Vorprüfungen fehlerhaft. Dass insbesondere die 5. Planänderung
von der später beantragten 7. Planänderung unabhängig sei, tre�e nicht zu. So
habe die Beigeladene im 7. Planänderungsantrag gerade auf die Notwendigkeit
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verwiesen, die Aufbereitungskapazität im Planfeststellungsabschnitt zu erhöhen
und die verschiedenen Sammelin�ltrations- und Überschusswasserleitungen entsprechend
anzupassen bzw. das Leitungsnetz zu ergänzen. Darüber hinaus sei eine zusät-
zliche temporäre Wasseraufbereitungsanlage vorgesehen. Damit betre�e die 7.
Planänderung aber nicht nur das Grundwasserströmungsmodell, die Prognose-
Berechnungen und die Wassermengen. Auch nach dem Urteil des Senats vom
15.12.2011 seien die In�ltrationsbrunnen, Grundwassermessstellen und Rohrleitun-
gen mit dem Betrieb der Wasseraufbereitungsanlage untrennbar verbunden.
Sämtliche Anlagenteile müssten daher in einem einheitlichen Planänderungsver-
fahren bewältigt werden. Auch könnten die erforderlichen Grundwassermengen
erst mit der 7. Änderung �umgewälzt� werden. Durch die vorgesehene Erhöhung
der Entnahmemenge werde das Grundwasser noch mehr abgesenkt, woraus
sich neue, gröÿere und nicht mehr beherrschbare Risiken ergäben. Sowohl das
Absenken wie das Wiedereinleiten von Grundwasser veränderte die Feuchtge-
halte und verringerte die Standfestigkeit des Untergrunds. Dies berge für die
Hanglagen des Kernerviertels die Gefahr von Hangrutschungen und auch von
Erdbeben, wie kanadische Wissenschaftler - bezogen auf ein Erbeben in Spanien
von 2011 - nunmehr herausgefunden hätten.

Ein Gesuch des Klägers, die Richter des erkennenden Senats wegen Besorgnis20
der Befangenheit abzulehnen, ist erfolglos geblieben (vgl. Beschl. v. 26.02.2014
- 5 S 534/13 -).

Der Kläger beantragt zuletzt,21

festzustellen, dass die Bescheide des Eisenbahn-Bundesamts vom 10.05.2012,22
23.10.2012 und vom 07.02.2013 zur 5., 9., 10. und 11. Plan-änderung für das
Projekt Stuttgart 21, Umbau des Bahnknotens Stuttgart PFA 1.1 (Talquerung
mit neuem Hauptbahnhof) rechtswidrig sind und nicht vollzogen werden dürfen.

Die Beklagte beantragt,23

die Klage abzuweisen.24

Hierzu trägt sie im Wesentlichen vor: Die Klage sei mangels Klagebefugnis bere-25
its unzulässig. Von den angeführten Vorschriften könnte allenfalls �4 UmwRG
eine Klagebefugnis vermitteln. Dies setzte jedoch voraus, dass überhaupt der
Anwendungsbereich dieses Gesetzes erö�net sei. Dies sei jedoch nicht der Fall,
weil noch nicht einmal eine Vorprüfung vorgesehen sei. Die Klage sei darüber
hinaus unbegründet. Die Beklagte habe die richtige Verfahrensart gewählt. Ins-
besondere sei bei den angegri�enen Planänderungen keine Umweltverträglichkeit-
sprüfung nach �3e UVPG durchzuführen gewesen, nachdem weder ein Tatbe-
stand der Spalte 1 noch der Spalte 2 der Anlage 1 zum UVPG in Rede stehe.
In einem weiteren Schriftsatz hat die Beklagte noch ausgeführt: Der Kläger sei
auch nicht Beteiligter i. S. des �4 Abs. 3 UVPG. Die erforderliche allgemeine
Vorprüfung sei durchaus - auch unter Berücksichtigung kumulativer E�ekte -
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vorgenommen worden. �3b Abs. 2 UVPG sei nicht einschlägig, weil die Planän-
derungen auch gemeinsam keine einschlägigen Gröÿen- und Leistungswerte erre-
ichten oder überschritten. Auch als �Hintergrundbelastung� führten sie zu keiner
UVP-P�icht.

Die Beigeladene beantragt ebenfalls,26

die Klage abzuweisen.27

Hierzu trägt sie im Wesentlichen vor: Die Klagen seien bereits unbegründet,28
weil der Kläger nicht in seinen Rechten verletzt sei. Auch eine Verletzung von
Vorschriften des UVP-Gesetzes könne er nicht erfolgreich rügen. Insofern sei die
Klage bereits unzulässig. Allein deshalb, weil der Kläger die Bahn nutze und
wiederholt im Stuttgarter Hauptbahnhof ankomme, sei er noch nicht berechtigt
gegen die Planänderungen vorzugehen. Eine Verletzung in eigenen Rechten sei
jedoch nicht dargetan. Die Änderungen erforderten weder einzeln noch insge-
samt eine UVP. Die nach �3e Abs. 1 Nr. 2 UVPG erforderlichen Vorprüfungen
seien durchgeführt worden. Sie seien nicht zu beanstanden. Diese erlaubten keine
stärkeren Eingri�e in die Umweltschutzgüter. Gegenstand der Planänderungen
seien jeweils voneinander unabhängige bauliche oder organisatorische Maÿnah-
men.

Wegen weiterer Einzelheiten des Sach- und Streitstands wird auf den Inhalt der29
Schriftsätze der Beteiligten und der zur Sache gehörenden Gerichtsakten, die
Gegenstand der mündlichen Verhandlung gewesen sind, verwiesen.

Gründe

Die nur mehr auf die Feststellung der Rechtswidrigkeit und Nichtvollziehbarkeit30
der Bescheide zur 5., 9., 10., und 11. Planänderung gerichtete Anfechtungsklage
(vgl. �42 Abs. 1 VVwGO) ist bereits unzulässig.

Die Klage ist, soweit sie sich gegen den Bescheid zur 11. Planänderung vom31
07.02.2013 richtet, innerhalb eines Monats nach der am 18.02.2013 gegenüber
dem Kläger bewirkten Zustellung und damit rechtzeitig beim erkennenden Gericht-
shof erhoben worden (��18d Satz 2, 18b Nr. 5 AEG, �74 Abs. 4 Satz 1 VwVfG,
�74 Abs. 1 Satz 2 VwGO).

Soweit sich die Klage gegen den Bescheid zur 5. Planänderung vom 23.10.201232
und die Bescheide zur 9. und 10. Planänderung vom 10.05.2012 richtet, war sie
zwar nicht innerhalb der einmonatigen Klagefrist des �74 Abs. 1 Satz 2 VwGO
erhoben worden, doch hatte diese Frist gegenüber dem Kläger mangels einer
an ihn bewirkten Zustellung (vgl. �18 Nr. 5 AEG) insoweit nicht zu laufen be-
gonnen, sodass er, nachdem sein Recht hierzu nicht verwirkt war, auch nach
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deren Ablauf Klage erheben konnte. Die Jahresfrist nach �58 Abs. 2 VwGO, die
hier freilich eingehalten wäre, galt hier nicht (vgl. BVerwG, Beschl. v. 14.06.1968
- IV B 221.67 -, BayVBl 1969, 26). Denn ein besonderes Gemeinschaftsverhält-
nis, das durch eine von Treu und Glauben geprägte Verbundenheit gekennze-
ichnet ist, bestand bei einer Entfernung (des Wohn- bzw. Kanzleiorts) vom
Projektstandort von ca. 10 km nicht, sodass sich der Kläger, sollte er sichere
Kenntnis von der Erteilung der Bescheide erhalten haben oder diese Kennt-
nis gehabt haben müssen, nicht so behandeln lassen müsste, als seien ihm die
Planänderungsbescheide bereits zu einem dieser Zeitpunkte amtlich bekannt
gegeben worden (vgl. BVerwG, Urt. v. 25.01.1974 - IV C 2.72 -, BVerwGE 44,
294; VGH Bad.-Württ., Urt. v. 14.05.2012 - 10 S 2693/09 -, VBlBW 2012, 431).

Einer vorherigen Durchführung eines Vorverfahrens bedurfte es nicht (�18d und33
b AEG, ��74 Abs. 1 Satz 2, 70 VwVfG).

Nach �48 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 VwGO ist der erkennende Verwaltungsgerichtshof34
auch erstinstanzlich zuständig. Nach �48 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 VwGO entscheidet
das Oberverwaltungsgericht bzw. der Verwaltungsgerichtshof im ersten Recht-
szug über sämtliche Streitigkeiten, die ein Planfeststellungsverfahren für den
Bau oder die Änderung der Strecken von ö�entlichen Eisenbahnen betre�en.
Die Vorschrift schlieÿt auch den Bau eines neuen Bahnhofs für den Personen-
verkehr ein (vgl. BVerwG, Beschl. v. 16.07.2008 - 9 A 21.08 -, Buchholz 310 �48
VwGO Nr. 3).

Eine ein Vorhaben nach �18e Abs. 1 AEG betre�ende Streitigkeit, für die das35
Bundesverwaltungsgericht erstinstanzlich zuständig wäre (vgl. �50 Abs. 1 Nr. 6
VwGO), liegt ebenfalls nicht vor. Die in der Anlage zu �18e Abs. 1 Nr. 4 AEG
bezeichneten Vorhaben für den Aus- und Neubau von Schienenwegen umfassen
nicht die Knotenpunkte, an denen die Schienenwege mit dem bestehenden Netz
verbunden sind (vgl. Senatsbeschl. v. 11.11.2013 - 5 S 1036/13 -).

Dem Kläger fehlt für seine Anfechtungsklage jedoch bereits die erforderliche36
Klagebefugnis (�42 Abs. 2 VwGO). Er kann nicht geltend machen, durch die
angefochtenen Planänderungen in seinen Rechten verletzt zu sein. Es ist nicht
zu erkennen, inwiefern der Kläger gerade durch die Verwirklichung der vier
Planänderungsvorhaben unter Verletzung einer zumindest auch seinem Schutz
dienenden Vorschrift unmittelbar oder mittelbar beeinträchtigt sein könnte.

Dass mit den angefochtenen Planänderungsbescheiden unmittelbar in seine subjektiv-37
ö�entlichen Rechte eingegri�en würde, ist von vornherein nicht zu erkennen,
nachdem insbesondere Grundeigentum des Klägers nicht in Anspruch genom-
men wird. Der Kläger ist auch nicht in eigentumsähnlicher Weise an einem der
von den Vorhaben in Anspruch genommenen Grundstücke berechtigt.

Der Kläger kann sich als Anknüpfungspunkt für eine Klagebefugnis auch nicht38
auf das aus dem fachplanungsrechtlichen Abwägungsgebot (vgl. �18 Abs. 1 Satz
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2 AEG) folgende Recht auf gerechte Abwägung berufen. Das Abwägungsgebot
verlangt zwar nicht nur die Berücksichtigung privater Rechte, sondern auch son-
stiger abwägungserheblicher privater Belange. Voraussetzung ist jedoch, dass es
sich überhaupt um die Geltendmachung eigener Belange handelt. Weder kann
sich der Kläger zum Sachwalter fremder Interessen machen noch steht ihm die
Befugnis zu, ö�entliche rechtliche Belange klageweise durchzusetzen. Das In-
teresse an einem funktionsfähigen und zuverlässigen Bahnverkehr ist jedoch
ein solcher ö�entlicher Belang. Daran ändert auch nichts, dass jeder Bahn-
reisende - als Teil der Allgemeinheit - ein entsprechendes Interesse hat. Dieses
(ö�entliche) Interesse dürfte auch nicht aufgrund des hergestellten Bezugs zu
seiner Berufsausübung und privaten Lebensführung zugleich einen privaten Be-
lang des Klägers darstellen (vgl. hierzu, wenn auch krit. Storm/Bunge, Hand-
buch der Umweltverträglichkeitsprüfung, �2 UVPG Rn. 217; auch BVerwG, Urt.
v. 08.07.1998 - 11 A 30.97 -, Buchholz 442.09 �20 AEG Nr. 21 zur �optischen
Verunstaltung eines dör�ichen Kerns�). Jedenfalls wäre ein solcher privater Be-
lang rechtlich nicht geschützt und - neben dem entsprechenden ö�entlichen In-
teresse - nur geringwertig, sodass eine Verletzung des Rechts auf gerechte Ab-
wägung gerade seiner abwägungserheblichen Belange unter keinem denkbaren
Gesichtspunkt in Betracht käme.

Soweit der Kläger darüber hinaus geltend macht, mit den im Zuge der Umbau-39
maÿnahmen erforderlichen Eingri�en in das Grundwasser seien Risiken - wie
Hangrutschungen und Erdbeben - verbunden, die letztlich auch seine körper-
liche Unversehrtheit (vgl. Art. 2 Abs. 2 GG) als regelmäÿiger Nutzer der Bahn
beeinträchtigen könnten, vermag ihm auch dies keine Klagebefugnis zu vermit-
teln. Es ist schon nicht zu erkennen, inwiefern solche Risiken für ihn als Bahn-
reisenden - unabhängig von der nicht streitgegenständlichen, noch nicht einmal
verbeschiedenen 7. Planänderung - gerade aufgrund der angefochtenen Planän-
derungen bestehen sollten (vgl. hierzu BVerwG, Urt. v. 02.10.2013 - 9 A 23.12
-). Auch der Kläger zeigt dies nicht auf. Mit Ausnahme der lediglich die - weit
vom Kernerviertel entfernte - Teilbaugrube 4 betre�ende 9. Planänderung sind
schon keine Eingri�e in die Grundgipsschichten vorgesehen. In der die Anord-
nung von Gründungspfählen betre�enden 11. Planänderung wird die maximale
Einbindelänge ausdrücklich auf die Oberkante der Grundgipsschicht begrenzt
(vgl. Nebenbestimmung A.3.1). Die 10. Planänderung bedingt zwar aufgrund
der - ebenfalls weit vom Kernerviertel entfernt vorgesehenen - Tieferlegung der
Tunnelsohlen der Stadtbahn eine Grundwassermehrentnahme, allerdings von
unter 1 l/s in der Summe. Die 5. Planänderung befasst sich schlieÿlich - soweit
in vorliegendem Zusammenhang von Interesse - nur mit der Konzeption zur
Messung teilbaugrubenspezi�scher Förderraten und -mengen, die Gegenstand
bereits anderweit erteilter wasserrechtlicher Erlaubnisse waren, sowie mit der
hochwassersichereren Ausführung der hierzu vorgesehenen In�ltrationsbrunnen
und Steuerpegel.

Unabhängig davon obläge die P�icht zu weitergehenden Ermittlungen, etwa40
zum tatsächlichem Verlauf der Grundgipsschichten, und entsprechenden Bewer-
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tungen, sollte dies - im Hinblick auf die nicht unproblematischen Untergrund-
verhältnisse in Stuttgart (Anhydrit, Mineralwasservorkommen) - auch vor Er-
lass der hier streitgegenständlichen Bescheide angezeigt gewesen sein, keines-
falls gegenüber Bahnreisenden, die sich während der Umbaumaÿnahmen mehr
oder weniger zufällig vorübergehend in der Nähe des Stuttgarter Hauptbahnhofs
aufhalten. Denn auch die P�icht, bei Errichtung einer Anlage auch andere als
unwägbare nachteilige Umwelteinwirkungen i. S. des �3 Abs. 1 BImSchG - ins-
besondere schädliche direkte Einwirkungen auf Gewässer und Boden - zu vermei-
den, obliegt auÿer gegenüber der Allgemeinheit lediglich gegenüber den betrof-
fenen Nachbargrundstücken (vgl. �909 BGB) bzw. den an diesen Berechtigten
und allenfalls noch gegenüber den dort Wohnenden. Bei solchen direkten Ein-
wirkungen wird der geschützte Personenkreis zudem wesentlich enger als bei un-
wägbaren Einwirkungen abzugrenzen sein. Nicht zu diesem Kreis gehören jeden-
falls Personen, die sich nur gelegentlich im Bereich solcher Nachbargrundstücke
aufhalten, an denen sie sich derartigen Umweltwirkungen ausgesetzt glauben.
Bloÿ gelegentliche Aufenthalte zu privaten Zwecken oder aus Anlass der Beruf-
sausübung, wie sie bei jedem Nutzer der Bahn in Rede stehen, begründen damit
noch kein zur Klage berechtigendes Nachbarschaftsverhältnis (vgl. BVerwG,
Urt. v. 22.10.1982 - 7 C 50.78 -, Buchholz 406.25 �5 BImSchG Nr. 6; auch
Vallendar, in: Beck'scher AEG Komm., 2006, �18 Rn. 285, 287).

Abgesehen davon kann in vorliegendem Zusammenhang nicht unterstellt wer-41
den, dass der Bahnbetrieb entgegen �4 Abs. 1 u. 3 AEG aufrechterhalten bliebe,
sollte sich im Zuge der zugelassenen Änderungsmaÿnahmen das vom Kläger be-
fürchtete Risiko eines Hangrutsches verwirklichen und dies die Sicherheit des
laufenden Bahnbetriebs im Bereich des Stuttgarter Hauptbahnhofs gefährden.
Schlieÿlich dient die Planfeststellung auch nicht dem Zweck, Ein�uss auf die die
den privatrechtlichen Vertragsbeziehungen zwischen der Beigeladenen und ihren
Kunden vorbehaltene Sphäre zu nehmen (vgl. Vallendar, a.a.O., �18 Rn. 285).

Kommt die Verletzung einer materiellen Rechtsposition danach von vornherein42
nicht in Betracht, wovon letztlich auch der Kläger ausgeht, vermag er eine Klage-
befugnis auch nicht allein daraus herzuleiten, dass nach �76 Abs. 2 und 3 VwVfG
möglicherweise zu Unrecht von einem Planfeststellungsverfahren bzw. in diesem
von einem Anhörungsverfahren abgesehen wurde. Denn die Beachtung von Ver-
fahrensvorschriften um ihrer selbst willen - unabhängig davon, ob er in einem
materiellen Recht verletzt ist -, kann ein Einzelner nicht erzwingen. Insofern ste-
ht ihm auch kein Anspruch auf Durchführung eines Planfeststellungsverfahrens
zu (vgl. BVerwG, Urt. v. 16.12.2008 - 4 B 66.08 -). Denn die Klagebefugnis
setzt voraus, dass der Kläger geltend macht, in eigenen Rechten verletzt zu sein
(vgl. �42 Abs. 2 VwGO; auch �113 Abs. 1 Satz 1 VwGO). Wie aus �46 VwVfG,
�44a VwGO und nicht zuletzt aus �75 Abs. 1a VwVfG hervorgeht, ist damit
eine Verletzung materiellen Rechts gemeint. Denn das Verfahrensrecht, dem in-
soweit lediglich eine dienende Funktion zukommt (vgl. auch BVerwG, Urt. v.
25.06.1992 - 7 C 1.92 -, BVerwGE 90, 255), vermittelt grundsätzlich keine selb-
ständig durchsetzbaren (absoluten) Verfahrenspositionen (vgl. BVerwG, Urt. v.
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22.02.1980 - 4 C 24.77 -, NVwZ 1982, 607; Urt. v. 15.01.1982 - 4 C 26.78 -, BVer-
wGE 64, 325; Urt. v. 29.05.1981 - 4 C 97.77 -, BVerwGE 62, 243). Inwieweit sich
die Nichtbeachtung der von ihm als verletzt angesehenen Anhörungsvorschriften
auf eine ihm zustehende (materielle) Rechtsposition ausgewirkt haben könnte,
hat der Kläger indes nicht dargetan.

Im Übrigen folgte aus einer Einwendungsberechtigung i. S. des �73 Abs. 4 Satz43
1 VwVfG noch keine Klagebefugnis (vgl. BVerwG, Urt. v. 22.10.1982, a.a.O.).
Der Kläger wäre in einem (in einem eisenbahnrechtlichen Planfeststellungsver-
fahren durchgeführten) Anhörungsverfahren freilich auch nicht einwendungs-
berechtigt gewesen. Denn auch zur Erhebung von Einwendungen sind grund-
sätzlich nur diejenigen berechtigt, die durch das Vorhaben möglicherweise in
anerkennenswerten eigenen Belangen berührt, wenn auch nicht notwendiger-
weise verletzt werden (vgl. Neumann, in: Stel-kens/Bonk/Sachs, VwVfG, 8.
A. 2014, �73 Rn. 71). Nicht zu Einwendungen berechtigt ist, wer nur ein In-
teresse der Allgemeinheit geltend macht. Das vom Kläger angeführte Inter-
esse an einem funktionsfähigen und zuverlässigen Bahnverkehr bzw. -betrieb
wäre neben einem entsprechenden ö�entlichen Interesse jedenfalls nicht anerken-
nenswert bzw. schutzwürdig. Sein ferner geltend gemachtes Interesse, während
des laufenden Bahnbetriebs durch die zugelassenen Änderungsvorhaben keinen
Beeinträchtigungen seiner körperlichen Unversehrtheit ausgesetzt zu sein, wäre
aus den obigen Erwägungen jedenfalls nicht berührt.

Soweit der Kläger auf die nach seiner Au�assung entgegen �3e Abs. 1 Nr. 244
UVPG unterbliebene Umweltverträglichkeitsprüfung abhebt, die grundsätzlich
auch eine Beteiligung der Ö�entlichkeit nach �9 UVPG erfordert hätte, gilt
nichts anderes. Auch darauf kann er sich unabhängig von einer Betro�enheit in
eigenen (materiellen) Rechten nicht berufen (vgl. BVerwG, Urt. v. 20.12.2011 - 9
A 30.10 -, Buchholz 310 �42 Abs. 2 VwGO Nr. 33; hierzu auch BVerwG, Vorlage-
Beschl. v. 10.01.2012 - 7 C 20.11 -, NVwZ 2102, 448; Beschl. v. 27.06.2013 - 4
B 37.12 -, NuR 2014, 117).

Aus �4 Abs. 3 i.V.m. Abs. 1 UmwRG folgt nichts anderes. Diese Regelung bet-45
ri�t nur die Sachprüfung im Rahmen eines zulässigen Rechtsbehelfsverfahrens,
hat indes keine Bedeutung für die Klagebefugnis. Insbesondere lässt �4 Abs. 3
i.V.m. Abs. 1 UmwRG nicht den Rückschluss auf eine drittschützende Wirkung
der in ihr bezeichneten Verfahrenserfordernisse oder gar auf ein selbständig
durchsetzbares Verfahrensrecht zu (vgl. BVerwG, Urt. v. 20.12.2011, a.a.O.;
Beschl. v. 27.06.2013, a.a.O.; Beschl. v. 02.10.2013 - 9 A 23.12 -; OVG LSA,
Urt. v. 25.04.2012 - 2 L 192/09 -; unklar noch Beschl. v. 17.09.2008 - 2 M
146/08 -, NVwZ 2009, 36; Nieders.OVG, Beschl. v. 21.10.2008 - 7 ME 170/07 -,
NuR 2009, 58; OVG SH, Urt. v. 08.03.2013 - 1 LB 5/12 -, NordÖR 2013, 437;
BayVGH, Beschl. v. 28.03.2011 - 15 ZB 08.1872 -; OVG NW, Urt. v. 03.01.2006
- 20 D 118/03.AK, 20 D 35/04.AK, 20 D 118/04.AK, 20 D 120/04.AK, 20
D 159/04.AK -, NVwZ-RR 2007, 89; o�engelassen von OVG Saarl., Beschl.
v. 22.11.2007 - 2 B 176/07 -, ZfB 2008, 288; Fellenberg/Schiller, in: Land-
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mann/Rohmer, UmweltR Bd. I Komm., 2014, �4 UmwRG Rn. 45 �; Neumann,
in: Stelkens/Bonk/Sachs, a.a.O., �73 Rn. 151; anders u. a. Ziekow, NVwZ 2007,
259; Kment, in: Hoppe/Beckmann, a.a.O., �4 UmwRG Rn. 21; Greim, NuR
2014, 81, 87; Wickel, in: Fehling/Kastner, VwR, 3. A. 2013; dazu auch Held,
NVwZ 2012, 461, 465; zum Ganzen Greim, Rechtsschutz bei Verfahrensfehlern
im UmweltR, 2013, S. 119 �.).

Entgegen der Au�assung der Beklagten �ndet �4 Abs. 3 i.V.m. Abs. 1 UmwRG46
allerdings durchaus Anwendung, da es sich bei den angefochtenen Bescheiden
um Entscheidungen i. S. des �2 Abs. 3 UVPG über die Zulässigkeit von Vorhaben
handelt, für die nach �3e Abs. 1 Nr. 2 UVPG eine P�icht zur Durchführung einer
Umweltverträglichkeitsprüfung bestehen kann (vgl. �1 UmwRG). Denn für das
am 28.01.2005 planfestgestellte Vorhaben bestand bzw. besteht als solches - je-
denfalls aufgrund einer tatsächlich durchgeführten Einzelfallprüfung (vgl. PFB,
S. 138) - bereits eine UVP-P�icht (vgl. hierzu Nr. 14.7 oder Nr. 14.8 der Anlage
1 zum UVPG; hierzu Hoppe/Beckmann, a.a.O., �3e Rn. 8 sowie Anlage 1 Rn.
94 u. 95). Jedoch kann der Kläger allein daraus keine Klagebefugnis herleiten.

Nach �4 Abs. 1 Satz 1 UmwRG kann die Aufhebung bzw. die Feststellung47
der Rechtswidrigkeit und Nichtvollziehbarkeit (vgl. �75 Abs. 1a VwVfG; hierzu
BVerwG, Urt. v. 20.12.2011 - 9 A 31.10 -, BVerwGE 141, 282; Urt. v. 21.03.1996
- 4 C 19.94 -, BVerwGE 100, 370) einer Entscheidung über die Zulässigkeit
eines Vorhabens nach �1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 UmwRG verlangt werden, wenn
eine erforderliche Umweltverträglichkeitsprüfung oder UVP-Vorprüfung nicht
durchgeführt und nicht nachgeholt worden ist; gleiches gilt nach �4 Abs. 1 Satz
2 UmwRG n.F., wenn, worauf der Kläger abhebt, eine durchgeführte Vorprü-
fung des Einzelfalls über die UVP-P�ichtigkeit nicht dem Maÿstab von �3a Satz
4 UVPG genügt (vgl. hierzu BVerwG, Urt. v. 20.12.2011 - 9 A 31.10 -, a.a.O.).
Diese - lediglich die gerichtliche Sachprüfung betre�ende - Regelung �ndet hi-
er ungeachtet dessen auf alle Planänderungen Anwendung, dass sie erst mit
Wirkung vom 29.01.2013 eingefügt wurde (vgl. hierzu EuGH, Urt. v. 07.11.2013
- Rs. C-72/12, Altrip -, NVwZ 2014, 49; Schlussanträge des Generalanwalts v.
20.06.2013, - Rs. C-72/12 -, Rn. 56), zumal mit ihr der Regelungswiderspruch
zu �3a Abs. Satz 4 UVPG (vgl. hierzu Kment, in: Hoppe/Beckmann, UVPG
Komm., 4. A. 2012, �4 UmwRG Rn. 12) aufgelöst wurde (vgl. im Ergebnis bere-
its BVerwG, Urt. v. 20.12.2011 - 9 A 31.10 -, a.a.O. zu �4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
UmwRG a.F.).

Diese Fehler sind - anders als andere Verfahrensfehler, für die es unter gewis-48
sen Modi�zierungen bei der bisherigen Rechtslage verbleibt (vgl. EuGH, Urt.
v. 07.11.2013, a.a.O. bei fehlerhaft durchgeführter Umweltverträglichkeitsprü-
fung; Schlussanträge des Generalanwalts v. 20.06.2013, - Rs. C-72/12, Altrip
-, Rn. 99 �.; auch BVerwG, Urt. v. 21.11.2013 - 7 A 28.12, 7 A 22.12) - je-
denfalls erheblich, ohne dass es noch darauf ankommt, ob die verletzten Ver-
fahrensvorschriften der Gewährleistung eines materiellen subjektiven Rechts di-
enen und ob die Fehler die Sachentscheidung beein�usst haben können, wie es
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�46 VwVfG ansonsten voraussetzt. Der Gesetzgeber wollte mit dieser Regelung
der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (Urt. v.07.01.2004 - Rs. C-
201/02, Wells - Slg. 2004, I-723 Rn. 54 �.) Rechnung tragen (vgl. Begrün-
dung des Gesetzesentwurfs, BTDrucks 16/2495 S. 14), der das fehlerhafte Un-
terbleiben einer Umweltverträglichkeitsprüfung vor Genehmigungserteilung als
wesentlichen Verfahrensfehler behandelt hat, auf den sich der von der Genehmi-
gung Betro�ene ohne Weiteres berufen kann. Da die Fehlerfolgenregelung des
�4 Abs. 1 UmwRG nach �4 Abs. 3 UmwRG auf Rechtsbehelfe von Beteiligten
nach �61 Nr. 1 und 2 VwGO entsprechend anwendbar ist, führen die genan-
nten Verfahrensfehler auch insoweit - unabhängig von den sonst geltenden ein-
schränkenden Maÿgaben (vgl. �113 Abs. 1 Satz 1 VwGO) - zur Begründetheit
der Klage. Darin erschöpft sich allerdings der Regelungsgehalt der Bezugnahme.
Weder der Gesetzeswortlaut noch die Stellung der Vorschrift im Gesetz deuten
darauf hin, dass die Berufung auf die in Rede stehenden Verfahrensfehler weit-
ergehend auch solchen Personen erö�net werden sollte, die - wie der Kläger -
nicht schon aufgrund einer möglichen Betro�enheit in einem materiellen Recht
klagebefugt im Sinne von �42 Abs. 2 VwGO sind. Dies widerspräche Sinn und
Zweck der Bezugnahme. Sähe man in �4 Abs. 3 UmwRG eine Regelung, die un-
abhängig von einer solchen Betro�enheit die Klagebefugnis begründete, würde
letztlich eine UVP-Interessentenklage eingeführt. Angesichts des erklärten Wil-
lens des Gesetzgebers, für Individualklagen an der Systementscheidung zugun-
sten eines auf subjektive Rechte zugeschnittenen Rechtsschutzes festzuhalten
(vgl. BT-Drucks. 16/2495 S. 7 f. u. 14), ist ein so weitreichendes Verständnis
des �4 Abs. 3 UmwRG nicht zu rechtfertigen. Dass dies nach der neuerlichen Än-
derung des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes nunmehr anders zu beurteilen wäre,
vermag der Senat nicht zu erkennen. Entgegen der Au�assung des Klägers
lässt sich solches auch nicht der Regierungsbegründung vom 10.10.2012 ent-
nehmen (vgl. BT-Drucks. 17/10957), in der von einem �subjektiv-ö�entlichen
Rügerecht� nach �4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 UmwRG die Rede ist (a.a.O., S. 17).
Die Norm lässt vielmehr nach wie vor den individualrechtsbezogenen Ansatz
des �42 Abs. 2 VwGO unangetastet und weitet durch Verzicht auf die sonst
geltenden Einschränkungen der Rechtsfolgen von Verfahrensfehlern lediglich -
insofern �47 VwGO ähnelnd - den gerichtlichen Umfang der Begründetheitsprü-
fung gegenüber der Prüfung der Klagebefugnis aus (vgl. zum Ganzen BVerwG,
Urt. v. 20.12.2011 - 9 A 30.10 -, a.a.O., Beschl. v. 27.06.2013 - 4 B 37.12 -, NuR
2014, 117).

Art. 19 Abs. 4 Satz 1 GG rechtfertigt keine andere Beurteilung; denn diese49
Vorschrift setzt subjektive Rechte voraus und begründet sie nicht (vgl. BVer-
fG, Urt. v. 20.02.2001 - 2 BvR 1444/00 -, BVerfGE 103, 142). Insofern kommt
Art. 19 Abs. 4 GG bei einem Verstoÿ gegen Vorschriften zum Verwaltungsver-
fahren nur zum Tragen, wenn die einfachgesetzliche Verfahrensnorm überhaupt
dem Schutz des Betro�enen dient, wobei die subjektiv-rechtliche Position auf
die Fälle beschränkt werden kann, in denen sich die Verletzung des Verfahren-
srechts auf materielle Positionen ausgewirkt haben kann (vgl. Jarass, GG, 12.
A. 2012, Art. 19 Rn. 49).
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Auch Unionsrecht, insbesondere Art. 11 UVP-RL (ABl. 2012 Nr. L 26 S. 1;50
entspricht Art. 10a UVP-RL a.F.), der Mitgliedern der betro�enen Ö�entlichkeit
einen weiten Zugang zu den Gerichten gewähren will, gebietet - auch vor dem
Hintergrund der Aarhus-Konvention vom 17.05.2005 (ABl. Nr. L 124 v. 17.05.2005,
S. 4) - keine abweichende Beurteilung (vgl. insbesondere BVerwG, Urt. v. 20.12.2011
- 9 A 30.10 -, a.a.O.; Urt. v. 02.10.2013, a.a.O.; BayVGH, Beschl. v. 28.03.2011,
a.a.O.).

Aus denselben Erwägungen, aus denen eine Einwendungsbefugnis i. S. des �7351
Abs. 4 Satz 1 VwVfG zu verneinen wäre, dürfte der Kläger schon nicht Mit-
glied der betro�enen Ö�entlichkeit i. S. des �2 Abs. 6 Satz 2 UVPG sein, die
indes nach �9 Abs. 1 UVPG allein zu beteiligen ist. Denn eine Betro�enheit
setzt - wie die Abwägungserheblichkeit eines Belangs im Planungsrecht - vo-
raus, dass zumindest �anerkennenswerte� eigene Belange durch die Entschei-
dung berührt werden und nicht nur Interessen zum Schutz der Allgemeinheit
- wie hier das Interesse an einem funktionsfähigen und zuverlässigen Bahnbe-
trieb - wahrgenommen werden (vgl. hierzu krit. Storm/Bunge, Handbuch der
Umweltverträglichkeitsprüfung, 2009, �2 UVPG Rn. 217). Abgesehen davon sind
auch anerkennenswerte Belange nur berührt, wenn eine Betro�enheit zumind-
est möglich erscheint (vgl. Appold, in: Hoppe/Beckmann, a.a.O., �2 Rn. 112;
Storm/Bunge, a.a.O., �2 UVPG Rn. 218). Hieran fehlte es nicht zuletzt auf-
grund der deutlichen Entfernung des Wohn- und Kanzleiorts des Klägers von
ca. 10 km zu den in unmittelbarer Nähe des Stuttgarter Hauptbahnhofs vorge-
sehenen, zudem räumlich und sachlich begrenzten Änderungsbaumaÿnahmen
(vgl. Storm/Bunge, a.a.O., �2 UVPG Rn. 218).

Eine erweiternde Auslegung des Begri�s der betro�enen Ö�entlichkeit dürfte52
unionsrechtlich nicht gefordert sein (vgl. Hoppe/Beckmann, a.a.O., �2 Rn. 111;
Greim, a.a.O., S. 214 m.w.N. zum Meinungsstand). Zwar spricht Art. 1 Abs. 2e
UVP-RL - im Anschluss an Art. 2 Nr. 5 der Aarhus-Konvention - von der �betrof-
fenen oder wahrscheinlich betro�enen Ö�entlichkeit o d e r von der Ö�entlichkeit
mit einem Interesse daran�, jedoch dürfte dies, soweit keine Nichtregierungsor-
ganisationen in Rede stehen, nicht nebeneinander zu verstehen sein. Vielmehr
dürften mit der Wendung - wie in Art. 11 Abs. 1 u. 3 UVP-RL bzw. Art. 9 Abs.
2 Aarhus-Konvention - lediglich die von den Mitgliedsstaaten alternativ zu wäh-
lenden Kriterien angesprochen sein (vgl. hierzu Storm/Bunge, a.a.O., �2 UVPG
Rn. 58, die allerdings noch andere Interpretationen für möglich halten). Die
gegenteilige Au�assung führte letztlich zu einer Verwischung der auch in Art. 1
Abs. 2 d u. e UVP-RL und Art. 2 Nr. 4 u. 5 Aarhus-Konvention) vorgenomme-
nen Unterscheidung zwischen Ö�entlichkeit und betro�ener Ö�entlichkeit (vgl.
hierzu BVerwG, Urt. v. 05.09.2013 - 7 C 21.12 -, Buchholz 310 �42 Abs. 2 VwGO
Nr. 40; Urt. v. 02.10.2013, a.a.O.).

Dies kann jedoch letztlich dahinstehen. Denn das nationale Recht kann nach53
Art. 11 Abs. 1 Buchst. b UVP-RL den Rechtsbehelf auch eines i. S. des Art.

14

ich
Hervorheben



1 Abs. 2e der UVP-RL Betro�enen davon abhängig machen, dass dieser eine
Rechtsverletzung geltend macht (vgl. �42 Abs. 2 VwGO). Hierbei ist es Sache
der Mitgliedsstaaten zu bestimmen, welches die Rechte sind, deren Verletzung zu
einem Rechtsbehelf in Umweltangelegenheiten führen kann (vgl. Art. 11 Abs.
3 Satz 1 UVP-RL); ihnen steht es frei, diese Rechtspositionen auf subjektiv-
ö�entliche Rechte zu beschränken (EuGH, Urt. v. 12.05.2011 - Rs. C-115/09,
Trianel - NJW 2011, 2779 Rn. 44 f.; Urt. v. 07.11.2013, a.a.O.). Art. 11 Abs. 1
Buchst. b der Richtlinie lässt dabei den Mitgliedsstaaten einen beträchtlichen
Spielraum hinsichtlich der Bestimmung dessen, was eine Rechtsverletzung - als
Voraussetzung für einen Zugang zu den Gerichten - darstellt (vgl. zum Ganzen
EuGH, Urt. v. 07.11.2013, a.a.O.). Dass dieser im Hinblick auf das mit der UVP-
Richtlinie verfolgte Ziel, der betro�enen Ö�entlichkeit einen weiten Zugang zu
Gericht zu gewähren, überschritten wäre, wenn nicht sichergestellt ist, dass auch
Personen - wie der Kläger - Zugang zu den Gerichten haben, die noch nicht
einmal einen näheren räumlichen Bezug zu den hier beanstandeten Umbaumaÿ-
nahmen haben (vgl. hierzu Ziekow, NVwZ 2010, 793, 794; Greim, a.a.O., S. 215),
vermag der Senat nicht zu erkennen. Auch im Hinblick auf die Schutzgüter der
vom Kläger als verletzt angesehenen Vorschriften zur Umweltverträglichkeit-
sprüfung liegt hier eine vom Unionsrecht gebotene Gewährung eines Zugangs
zu den Gerichten fern (vgl. Art. 3 UVP-RL). Denn diese dienen jedenfalls nicht
dem (nicht anerkennenswerten) Interesse Einzelner an einem zuverlässigen und
funktionsfähigen Bahnbetrieb während eines möglicherweise UVP-p�ichtigen
Änderungsvorhabens. Was die angeführten Beeinträchtigungen der körperlichen
Unversehrtheit während des laufenden Betriebs anbelangt, wären solche vor dem
Hintergrund der bestehenden Sicherheitsp�ichten nach �4 Abs. 1 u. 3 AEG ohne-
hin nur theoretischer Natur. Soweit der Kläger darauf verweist, dass er danach
ein etwaiges Anhörungs- bzw. Beteiligungsrecht nach �9 UVPG nicht gerichtlich
durchsetzen könnte, übersieht er, dass dies bereits im Unionsrecht angelegt ist.
Denn nach Art. 11 Abs. 1 UVP-RL muss eben nicht jedes Mitglied der betro�e-
nen Ö�entlichkeit eine verfahrensrechtliche Rechtswidrigkeit vor den Gerichten
geltend machen können. Schon gar nicht verp�ichten die unionsrechtlichen Vor-
gaben zur Einführung einer Popular- oder Interessentenklage (vgl. BVerwG,
Urt. v. 20.12.2011 - 9 A 30.10 -, a.a.O.). Inwiefern dies gegen das Äquivalenz-
oder das E�ektivitätsprinzip verstoÿen könnte (vgl. hierzu die Schlussanträge
des Generalanwalts v. 20.06.2013 - Rs. C-72/12, Altrip -, Rn. 83 f. u. 91), ver-
mag der Senat ebenso wenig zu erkennen.

Nach alledem war die Klage mit der Kostenfolge aus �154 Abs. 2 VwGO bereits54
als unzulässig abzuweisen. Der Senat sieht nach �167 Abs. 2 VwGO davon ab,
die Kostenentscheidung für vorläu�g vollstreckbar zu erklären.

Die Revision war nicht zuzulassen, da die Voraussetzungen des �132 Abs. 2 Vw-55
GO nicht vorliegen (vgl. hierzu BVerwG, Beschl. v. 27.06.2013, a.a.O.).

Beschlussvom 29. April 201456
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Der Streitwert wird im Anschluss an die vorläu�ge Streitwertfestsetzung endgültig57
auf 20.000,� EUR festgesetzt. Die Werte von jeweils EUR 5.000,� sind entge-
gen der Au�assung des Klägers zu addieren (vgl. �39 Abs. 1 GKG), weil er
sich in allen vier Planänderungsverfahren in seinem Anhörungs- und Beteili-
gungsrecht verletzt sieht. Weder �3b Abs. 2 UVPG noch �3e Abs. 1 Nr. 2 UVPG
lässt sich entnehmen, dass die dabei jeweils zu berücksichtigenden Planänderun-
gen Gegenstand eines einheitlichen Planfeststellungsverfahrens sein müssten.
Es soll lediglich gewährleistet werden, dass die Umweltauswirkungen in ihrer
Gesamtheit erfasst und beurteilt werden.

Dieses Beschluss ist unanfechtbar.58
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